
„Das ist eine gute Nachricht für die wach-
senden Städte in Deutschland“, so Bun-
desbauministerin Dr. Barbara Hendricks im 
Anschluss an die Sitzung. „Wir brauchen 
dringend mehr bezahlbaren Wohnraum in 
den Ballungsräumen. Mit dem ‚Urbanen 
Gebiet‘ schaffen wir eine wichtige Vor-
aussetzung für den Wohnungsbau in den 
Städten. Die Städte bekommen damit ein 
neues Instrument an die Hand, um dich-
ter und höher zu bauen und das Mitein-

ander von Wohnen und Arbeiten in den 
Innenstädten zu erleichtern. Wir folgen 
damit dem Leitbild einer Stadt mit kurzen 
Wegen, Arbeitsplätzen vor Ort und einer 
guten sozialen Mischung.“  

„Die Baugesetzbuch-Novelle ist eine wich-
tige Etappe, um die passenden Voraus-
setzungen für mehr bezahlbaren Wohn-
raum in Deutschland zu schaffen“, erklärte 
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Aktuelle Meldungen

Zahl der Berufspendler steigt 

Die Pendlerzahlen sind in allen deut-
schen Metropolen deutlich gestiegen. 
Das wird vor allem auf die höhere 
Anzahl an Arbeitsplätzen in den Städ-
ten im Verhältnis zum benötigten Woh-
nungsangebot zurückgeführt. Wie die 
Süddeutsche Zeitung am 4. April 2017 
berichtete, stehen München und Frank-
furt am Main auf den ersten beiden Plät-
zen, wenn es um die höchste Anzahl an 
Berufspendlern geht.  (wi) 

Senat und Wohnungsunterneh-
men schließen Vereinbarung

In Berlin haben Vertreter der städti-
schen Wohnungsunternehmen und 
die Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
Lompscher (DIE LINKE) am 5. April 2017 
eine Vereinbarung unterzeichnet, in der 
unter anderem eine maximale Mieterhö-
hung um zwei Prozent pro Jahr für die 
rund 300.000 kommunalen Wohnun-
gen festgehalten ist. Erhöhungen aus 
diesem Jahr sollen rückwirkend korri-
giert werden. Zusätzlich wird die Moder-
nisierungsumlage begrenzt.  (wi) 

Wieder mehr Erwerbstätige

Im Februar 2017 waren nach vorläufigen 
Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes (Destatis) rund 43,6 Millionen 
Personen mit Wohnort in Deutschland 
erwerbstätig. Gegenüber Februar 2016 
nahm die Zahl der Erwerbstätigen um 
614.000 Personen oder 1,4 Prozent zu, 
wie Destatis am 31. März 2017 mitteilte. 
Erwerbslos waren im Februar 2017 rund 
1,9 Millionen Personen, 110.000 weni-
ger als ein Jahr zuvor.  (wi)

Ausgabe 6. April 201714

Bundesrat macht Weg frei für Einführung des 
 „Urbanen Gebiets“

Berlin – Der Bundesrat hat am 31. März 20217 grünes Licht für die von Bundes-
bauministerin Barbara Hendricks angestoßene Novelle des Bauplanungsrechts 
(BauGB) gegeben. Sie gibt Städten und Gemeinden mehr Flexibilität bei der Pla-
nung von Innenstadtquartieren mit gemischter Nutzung. Herzstück der Reform 
ist die neue Gebietskategorie „Urbanes Gebiet“, die verdichtetes Bauen und 
Dachaufstockungen erleichtert und eine hohe Durchmischung von Wohnen, 
Arbeit und Freizeit ermöglicht. Die Novelle berücksichtigt auch Änderungen der 
EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei Bauprojekten.

Mit der Einführung des Urbanen Gebiets, in dem höher und dichter gebaut werden darf, wird die 
Voraussetzung für mehr Wohnungsbau in den Städten geschaffen. 
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Axel Gedaschko, Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft GdW. 
400.000 Wohnungen sind bis zum Jahr 
2020 jährlich erforderlich, um den Man-
gel gerade an bezahlbarem Wohnraum in 
den Großstädten zu beheben. Deshalb ist 
es zentral, dass die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen sowohl für die Innenentwick-
lung als auch für die Entwicklung neuer 
Siedlungsareale in den äußeren Bereichen 
verbessert werden. Die Wohnungswirt-
schaft hat die Schaffung der neuen Bauge-
bietskategorie der „Urbanen Gebiete“ aus-
drücklich unterstützt. Sie ermöglichen ein 
pulsierendes Nebeneinander von Wohnen 
und Gewerbe. Ein überwiegender Wohn-
anteil, für den sich der GdW eingesetzt 
hatte, ist zulässig und notwendig, um die 
weiter steigende Nachfrage nach Wohn-
raum zu bewältigen.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Immobili-
enwirtschaft Deutschland (BID) begrüßte 

die BauGB-Novelle ebenfalls als einen Bei-
trag zur Schaffung bezahlbaren Wohn-
raums durch Nachverdichtung.

Um den Gewerbebetrieb nicht aus den 
Innenstädten zu verdrängen, darf es im 
Urbanen Gebiet etwas lauter zugehen als 
im Mischgebiet: Die gewerblichen Lärm-
immissionswerte dürfen am Tag um drei 
Dezibel (dB) höher sein und damit bei 
63 dB liegen. In der Nacht sollen dage-
gen nach Vorstellung der Länder auch im 
Urbanen Gebiet die Werte für Kern-, Dorf- 
und Mischgebiete gelten, die bei 45 dB 
liegen. Aus Sicht der Bundesregierung, die 
darüber noch beschließen muss, dürfte 
dieses vertretbar sein. 

Im Vorfeld der Entscheidung hatte die BID 
für eine Anpassung der Technischen Anlei-
tung Lärm (TA Lärm) plädiert. „Durch die 
BauGB-Novelle soll Bauen wieder flexibler, 
schneller und bedarfsgerechter werden. 
Deshalb ist es unabdingbar, dass der Bun-

desrat bei der BauGB-Novelle die notwen-
digen Anpassungen an der TA Lärm vor-
nimmt. Davon hängen der Erfolg und die 
Praxistauglichkeit des ‚Urbanen Gebiets‘ 
maßgeblich ab“, so Andreas Ibel, BID-
Vorsitzender und Präsident des Bundes-
verbandes Freier Immobilien- und Woh-
nungsunternehmen (BFW).

„Für ein besseres und lebendiges Mitein-
ander von Wohn- und Gewerbeimmobilien 
ist die Anpassung der TA Lärm unumgäng-
lich“, so Ibel. „Die Empfehlungen der Aus-
schüsse könnten die dringend benötigte 
Flexibilität des neuen Gebietstypen „Urba-
nes Gebiet“ einschränken. Was wir jetzt 
brauchen, sind erweiterte Möglichkeiten 
des passiven Lärmschutzes und geringere 
Anforderungen an den Lärmschutz.“
  (schr/hop/kön) 

 Fragen und Antworten zur  

Bauplanungsrechtsnovelle finden Sie hier:  

www.bmub.bund.de/faq-baugb 

 Fortsetzung von Seite 1

Stillstand beim Gebäudeenergiegesetz:  
Neue Wege beim Energieeinsparrecht gefordert

Berlin – „Der Stillstand beim Gebäudeenergiegesetz zeigt: Ein ‚Weiter so‘ beim Energieeinsparrecht mit ständig steigen-
den Vorgaben kann es nicht geben!“, sagte Andreas Ibel, Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft Immobilienwirt-
schaft Deutschland (BID) und Präsident des Bundesverbandes Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen (BFW) am 
30. März 2017 in Berlin. Im Koalitionsausschuss konnte am Tag zuvor erneut keine koalitionsinterne Einigung über das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) erzielt werden. 

„Der Ansatz, für das Energieeinsparrecht 
mit der Zusammenlegung von Energie-
einsparungsgesetz (EnEG), Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) und 
Energieeinsparverordnung (EnEV) ein ein-
heitliches Regelwerk zu schaffen, ist rich-
tig und wichtig“, betonte Ibel. Dies gelte 
auch für die aufgeführte Vorbildfunktion 
der öffentlichen Hand bei der Reduzierung 
des Energieverbrauchs in Gebäuden.

Die BID spricht sich jedoch insbesondere 
gegen eine Vorfestlegung des Effizienz-
haus-55-Standards als Niedrigstenergie-
gebäudestandard aus. Auch zwischen 
den Koalitionspartnern ist dieser Punkt 
strittig. „Mit dem KFW-55-Standard wür-
den sich die energetischen Vorgaben um 
rund ein Viertel verschärfen“, erklärte Ibel. 
„Dabei ist bereits mit der EnEV 2016 die 
Grenze dessen erreicht, was für die Immo-
bilienbranche wirtschaftlich darstellbar ist. 
Zudem bringt der KFW 55-Standard keinen 
nennenswerten Fortschritt bei der Verrin-
gerung der CO2-Emissionen oder der Effi-
zienzsteigerung. Es wäre also sinnvoll, den 
Standard EnEV 2016 als Niedrigstenergie-
gebäudestandard zu definieren.“ Ibel ver-
wies auf ein BID-Gutachten, nach dem der 

KFW 55-Standard gegenüber der EnEV 
2014 die Herstellungskosten um 10   Pro-
zent und die Nutzerkosten um einen Euro 
pro Quadratmeter und Monat verteuern 
würde. „Was solche Verschärfungen für die 
soziale Balance und die öffentliche Akzep-
tanz der Energiewende bedeutet, liegt auf 
der Hand“, warnte Ibel. Deshalb sei es 
umso wichtiger, dass die künftigen ener-
getischen Vorgaben die Auswirkungen auf 
Nutzer und Eigentümer berücksichtigen.

Klimafreundlich und bezahlbar zu 
bauen muss möglich werden 
„Politik und Wirtschaft müssen jetzt die 
Chance nutzen, gemeinsam eine praxis-
nahe und wirtschaftliche Neukonzeptionie-
rung mit neuen Werkzeugen zur immobili-
enwirtschaftlichen Umsetzung zu schaffen, 
die sich mit den tatsächlichen Herausfor-
derungen der Energiewende auseinander-
setzt“, appellierte Ibel. „Unser Ziel muss es 
sein, klimafreundliches und zugleich bezahl-
bares Wohnen und Bauen zu ermöglichen. 
Hier darf es kein Entweder/Oder geben!“ 
Auch Andreas Kuhlmann, Vorsitzender der 
Geschäftsführung der Deutschen Energie-
Agentur (dena) und Sprecher der Allianz für 
Gebäude-Energie-Effizienz (geea) bedau-

erte das Scheitern des Gebäudeenergie-
gesetzes: „Wir bedauern sehr, dass der 
Koalitionsausschuss sich nicht auf einen 
Kompromiss zum neuen Gebäudeener-
giegesetz verständigen konnte und dieses 
Vorhaben damit für diese Legislaturperi-
ode gescheitert ist. Das ist in mehrfacher 
Hinsicht ein erheblicher Rückschlag für die 
Energiewende im Gebäudesektor.“

„Ohne das GEG wird Deutschland nun 
zunächst keinen Niedrigstenergie-Standard 
für öffentliche Gebäude festlegen. Damit 
verstoßen wir gegen die EU-Gebäude-
richtlinie. Außerdem hätte die öffentliche 
Hand hier mit gutem Beispiel vorangehen 
und zeigen können, dass sie die Energie- 
und Klimaschutzziele ernst nimmt. Es ist 
ein schlechtes Signal, wenn sich nicht ein-
mal die öffentliche Hand selbst dazu ver-
pflichtet, ihre eigenen Gebäude heute so 
zu bauen, dass sie den Klimazielen genü-
gen“, so Kuhlmann weiter.

Nach der steuerlichen Förderung für die 
energetische Gebäudesanierung ist nun ein 
zweites wichtiges Vorhaben für die Ener-
giewende im Gebäudesektor im politischen 
Prozess gescheitert.   (hop/dri/kön) 
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Informations-Toolkit zur Nutzung des Europäischen Fonds für strategische 
 Investitionen erschienen

Brüssel – Housing Europe, der Europäische Verband der öffentlichen, genossenschaftlichen und sozialen Wohnungs-
wirtschaft, hat für seine Mitglieder ein Informations-Toolkit für den „Europäischen Fonds für strategische Investitionen“ 
(EFSI) zusammengestellt. Ziel ist es, die Mitglieder von Housing Europe dabei zu unterstützen, den von der Europäischen 
Investitionsbank Bank (EIB) gemanagten Fonds für bezahlbaren Wohnungsbau zu nutzen.

Das Toolkit enthält Schritt-für-Schritt 
Anweisungen, wie Interessierte sich mit 
kleinen oder großen Projekten bewerben 
können, und wer die jeweiligen Ansprech-
partner sind. Außerdem stellt es Informati-
onen zum weiteren Verlauf des Auswahl-
verfahrens zur Verfügung.

630 Milliarden Euro bis 2022
Zweck des EFSI ist es, die aktuelle Investi-
tionslücke in der Europäischen Union (EU) 

durch die Privatfinanzierung der strategi-
schen Investitionen zu schließen, die der 
Markt nicht allein finanzieren kann. Der 
EFSI hat ein Zielvolumen von 315 Milliar-
den Euro, das ab 2017 auf 630 Milliarden 
Euro bis zum Jahr 2022 erhöht wurde. 

Durch die europapolitische Arbeit des deut-
schen Spitzenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft GdW ist es gelungen, die ener-
getische Sanierung des Gebäudebestands 

durch den EFSI zu ermöglichen.  (bue/kön) 

 Weitere Informationen für Mitglieder  

gibt es hier:  

https://goo.gl/ffsZbY 

– alle weiteren Infos 

zu Housing Europe 

unter  

www.housing-

europe.eu oder 

 diesem QR-Code:

„Saubere Energie für alle Europäer“:  
Wohnungswirtschaft legt Stellungnahme zum EU-Maßnahmenpaket vor

Brüssel – Das EU-Maßnahmenpaket „Saubere Energie für alle Europäer“, auch Winterpaket genannt, hat das Ziel, die Ver-
braucher in der Europäischen Union (EU) verlässlich mit sauberer Energie zu versorgen. Dazu hat die Europäische Kom-
mission umfangreiche Vorschläge vorgelegt, unter anderem für Novellen der Gebäuderichtlinie, der Energieeffizienz-
richtlinie und der Richtlinie über erneuerbare Energien.

Die Europäische Kommission legt in ihrem 
Paket den Fokus erneut auf die Vermin-
derung von Energiekosten. Fragen der 
Wohn- und Investitionskosten und damit 
das bezahlbare Bauen und Wohnen wer-
den vernachlässigt. 

Die Kommission begründet ihre Vorschläge 
damit, dass bei Energieeinsparungen und 
Energieeffizienzverbesserungen im Woh-
nungsbestand viele Haushalte die Chance 
erhielten, der Energiearmut zu entkom-
men. Es würden die sozialen Aspekte der 
Energieeffizienz gestärkt. Von der Senkung 
der Energiekosten profitierten zudem ins-

besondere die wirtschaftlich schwächsten 
Verbraucher. 

Wohnungswirtschaftlich gesehen ist die 
Sichtweise der Kommission sehr einsei-
tig, da jede Investition finanziert werden 
muss. Höhere Bau- oder Sanierungskosten 
führen zu einer höheren Miete. Zusätz-
liche Maßnahmen verringern zwar eine 
eventuelle Energiearmut, die Wohnkosten 
steigen aber. Damit entstehen Schwierig-
keiten für die Bezahlbarkeit des Wohnens 
insgesamt.

Der Spitzenverband der Wohnungswirt-

schaft GdW hat zu den genannten Richt-
linien Stellungnahmen vorgelegt. Die 
Richtlinien sollen nach den Vorstellungen 
der Kommission noch in diesem Jahr mit 
dem Rat und dem Parlament beraten und 
beschlossen werden und dann 2018 in 
Kraft treten.  (öne/kön) 

 Die Stellungnah-

men finden Sie auf der 

GdW-Homepage unter 

diesem Kurz-Link: 

https://goo.gl/zXaOkH 

oder indem Sie diesen 

QR-Code einscannen:

AUS DEN VERBÄNDEN

Baugenehmigungen: Super-Ergebnis für Berlin

Berlin – Am 27. März 2017 wurden die neuesten Baugenehmigungszahlen für Berlin vom Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg veröffentlicht. Demnach wurden im Jahr 2016 in Berlin 25.063 neue Wohnungen genehmigt, 12,1 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Bei den genehmigten Neubauwohnungen in Mehrfamilienhäusern lag das Plus sogar bei rund 21 Prozent. 

„Das sind sehr schöne Zahlen. Sie machen 
Mut, dass der Neubau in Berlin jetzt immer 
besser mit dem Wachstum Schritt halten 
kann, sagte hierzu Maren Kern, Vorstand 
beim Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBU). „Wir sehen 
zwei große Herausforderungen: Dass diese 

Baugenehmigungszahlen jetzt verstetigt 
werden, und dass auch möglichst viele die-
ser genehmigten Wohnungen tatsächlich 
gebaut werden.“ 

Die Zahlen zeigen auch, dass Wachstum 
und Baugenehmigungsgeschehen über die 

Bezirke ungleich verteilt sind. 

„Es wäre wichtig, dass alle Bezirke sich um 
einen ihren jeweiligen Baulandreserven 
angemessenen Beitrag zur Unterstützung 
der wachsenden Stadt bemühen“, forderte 
Kern abschließend.  (ebe/kön) 
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Rechtssicherheit für Instrument der mittelbaren Belegung

Stuttgart – Das Land Baden-Württemberg hat positive Nachricht aus Brüssel erhalten. Rechtzeitig vor dem Start des 
neuen Förderprogramms des Landes für den Wohnungsbau gibt es jetzt Rechtssicherheit für das Instrument der soge-
nannten mittelbaren Belegung. „Mit der erfreulichen Nachricht aus Brüssel haben wir noch vor dem Start unseres neuen 
Programms ‚Wohnungsbau BW 2017‘ Anfang April die erforderliche Rechtssicherheit“, sagte Wohnungsbauministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut am 24. März 2017 in Stuttgart. 

AUS DEN VERBÄNDEN

PUBLIKATION

In der weiteren Pressemeldung des Wirt-
schaftsministeriums heißt es: „Die Arbeits-
ebene der zuständigen Dienststelle der 
Kommission der EU habe das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau 
jetzt informell darüber unterrichtet, dass 
gegen die weitere Anwendung dieses Ins-
truments keine Bedenken bestehen, wenn 
über die bisherigen Vorgaben des Wirt-
schaftsministeriums hinaus für die Dauer 
der Förderung sichergestellt wird, dass dar-
aus keine ungerechtfertigten Vorteile für 
den Investor erwachsen.“ 

„Vor diesem Hintergrund können interes-
sierte Unternehmen davon ausgehen, dass 
die Inanspruchnahme der Förderung unter 
Einbeziehung der mittelbaren Belegung – 
das heißt der Verlagerung der Bindungen 
auf ältere Bestände am Ort – europarecht-
lich in Ordnung geht und kein Risiko von 
Rückforderungen besteht“, so Hoffmeister-
Kraut.

Die geforderte dauerhafte Sicherstellung 
einer Begrenzung der zufließenden Sub-
vention auf die durch mit den Sozialbin-

dungen ausgelösten Kosten werde vom 
Land unverzüglich vorgenommen. 

„Dadurch wird es zu keinen Verzögerun-
gen in der Antragsbearbeitung kommen. 
Anträge können unverändert auf der 
Grundlage des auslaufenden Landeswohn-
raumförderungsprogramms 2015/2016 
oder aber ab dem 3. April 2017 auf der 
Grundlage des neuen Programms ‚Woh-
nungsbau BW 2017‘ gestellt werden“, ver-
deutlichte die Ministerin die Konsequenz 
der aus Brüssel eingegangenen Stellung-
nahme.

Künftig werde es erforderlich sein, dass 
seitens des Landes alle drei Jahre geprüft 
wird, ob dem mit der Förderung begüns-
tigten Investor auch im Nachhinein keine 
ungerechtfertigten Vorteile erwachsen – 
unabhängig davon, ob dieser die miet- und 
belegungsgebundenen Wohnungen in dem 
geförderten neuen Gebäude oder aber an 
anderer Stelle in der Gemeinde, also mit-
telbar, schafft. 

„Das ist konsequent und bedeutet gegen-

über der bisher alle zwei Jahre vorgesehenen 
Überprüfung bei gebundenen Neubauwoh-
nungen für die damit betroffenen Investo-
ren sogar noch eine Erleichterung“, stellte 
die Ministerin fest. Sie sei sich sicher, dass 
für die geforderte begleitende Prüfung kurz-
fristig eine praxisgerechte Lösung gefunden 
werde, die für die betroffenen Unterneh-
men keinen nennenswerten Mehraufwand 
bedeutet. 

Ergänzende Informationen des Minis-
teriums
Bei der sogenannten anfänglichen mittelba-
ren Belegung wird ein neues Wohngebäude 
mit der Förderung des Landes für neue Sozi-
almietwohnungen errichtet, die geschaffe-
nen Wohnungen werden aber von vornher-
ein zu den auf dem freien Markt erzielbaren 
Mieten an beliebige Interessenten vermie-
tet. Der Investor stellt stattdessen andere, 
in der Regel ältere Wohnungen aus seinem 
Bestand für die Belegung durch Sozialmie-
ter zu abgesenkten Mieten zur Verfügung. 
Das Instrument der sogenannten anfäng-
lichen mittelbaren Belegung war zuletzt 
umstritten. (schu/kön) 

Wann ist eine Stadt wirklich smart?

Bonn – Die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) herausgegebene Fachzeitschrift „Informatio-
nen zur Raumentwicklung“ (IzR) erscheint ab sofort in neuem Gewand. Mit einem Mix aus Statements, Interviews, Info-
grafiken und längeren Analysen geht die neu gestaltete IzR noch abwechslungsreicher auf aktuelle Fragen aus der Bau-, 
Stadt- und Raumforschung ein. Das erste Heft nach dem Relaunch befasst sich mit dem Thema Smart Cities.

Um „smart“ – also intelligent – zu wer-
den, rüsten viele Städte ihre technischen 
und digitalen Infrastrukturen auf. Es man-
gelt nicht an Herausforderungen, die sie 
damit angehen wollen: Klimawandel, Ver-
kehr, Ver- und Entsorgung, Wohnen und 
soziale Integration sind nur einige wenige 
Schlagwörter. Auch deutsche Großstädte 
wie München, Hamburg, Köln oder Berlin 
positionieren sich als Smart Cities. 

„Es kommt aber nicht nur auf Digitalisie-
rung, neue Technologien und Daten an“, 
so BBSR-Direktor Harald Herrmann. „Um 
komplexe Probleme in Städten zu lösen, 
braucht es vielseitiges Wissen und Erfah-
rungen und vor allem Austausch und Ver-
netzung. Auch in Smart Cities sollte der 
Mensch und nicht die Technologie im Vor-
dergrund stehen.“ 

Wie wird eine Stadt also zu einer Smart 
City, die das Leben ihrer Bewohner tat-
sächlich verbessert? Welche Rolle spielen 
gesellschaftliche Teilhabe und Koopera-
tion? Was ist mit Datenschutz? Und wel-
che Chancen, Risiken und Aufgaben haben 
deutsche Städte, die smarter werden wol-
len? Im IzR-Heft „Smarter Cities – better 
Life?“ beschäftigen sich Wissenschaftler, 
Praktiker und Planer mit diesen und vielen 
weiteren Fragen. 

Die Autoren erklären in Analysen, State-
ments und Kommentaren, was sie unter 
dem Begriff Smart City verstehen, setzen 
sich mit Begriffen wie Civic Hacking oder 
Digital Literacy auseinander und diskutie-
ren Fragen zu Mobilität und Verkehr. Ver-
treter aus Leipzig, Oldenburg und Köln 
stellen ihre Smart-City-Konzepte vor und 

wagen einen Blick in das Jahr 2030. Ein 
Interview mit Gunther Adler, Staatssekretär 
im Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit, macht 
das Angebot komplett. 

„Die IzR konzentriert sich im 44. Jahrgang 
wieder stärker auf Diskussion, Austausch 
und interdisziplinäre Ansätze, ohne dabei 
auf wissenschaftlich fundierte Informatio-
nen zu verzichten“, betont Herrmann. „Mit 
der ersten neuen Ausgabe zum Thema 
Smart City ist ein erster großer Schritt in 
diese Richtung getan.“  (reg/kön) 

 Das Heft kann für 19 Euro zuzüglich Versand-

kosten bestellt werden:  

service@steiner-verlag.de.  

Eine Leseprobe und Hintergrundinformationen 

gibt es hier: www.bbsr.bund.de 
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Temporäres Wohnen als neue Asset-Klasse 28. April 2017, Berlin 

Dieses Seminar bietet einen Marktüberblick zum temporären Wohnen und beleuchtet 
die unterschiedlichen Konzepte. Die Teilnehmer lernen Wissenswertes zu den einzelnen 
Besonderheiten und das Anwenden in der wohnungswirtschaftlichen Praxis.
Weitere Infos: BBA, Mathias Busch, Telefon: 030/23085516, E-Mail: mathias.bisch@bba-campus.de, 

Internet: www.bba-campus.de 

Bilanzpolitik in HGB-Jahresabschlüssen  2. Mai 2017, Bochum

In diesem Seminar erhalten die Teilnehmer einen grundlegenden Überblick über das han-
delsrechtliche sowie bilanzpolitische Instrumentarium und anhand fallbezogener Beispiele 
einen Überblick über die auszunutzenden Gestaltungsspielräume in der Bilanzierung der 
Immobilien- und Wohnungswirtschaft beim Jahresabschluss. Gleichzeitig werden die ver-
mögens- und ertragswirksamen Auswirkungen von Einzelmaßnahmen, aber auch Grenzen 
der bilanzpolitischen Handhabung aufgezeigt. Nach erfolgreicher Teilnahme werden sie in 
Zukunft Veränderungen und Auswirkungen auf das Rating nutzen können.
Weitere Infos: EBZ, Astrid Onkelbach, Telefon: 0234/9447575, E-Mail: akademie@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de 

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star-
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga-
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.

Online-Archiv

Holger Köhncke, Geschäftsführer der 
Bernburger Wohnstätten GmbH, feierte am 
31. März 2017 seinen 50. Geburtstag. Er ist 
Delegierter zum GdW-Verbandstag.

Detlef Gissendorf, Vorstandsmitglied der 
Gemeinnützigen Wohnungsgenossenschaft 
Gartenstadt-Kolonie Reform, feierte am 2. 
April 2017 seinen 65. Geburtstag. Er ist Mit-
glied im Fachausschuss Berufliche Bildung 
und Personal und Delegierter zum GdW-
Verbandstag.

Thomas Tietje, Geschäftsführer der BRE-
BAU GmbH, konnte am 1. April 2017 
sein 30. Dienstjubiläum in der Wohnungs-
wirtschaft feiern. Er ist Mitglied im GdW-
Fachausschuss Betriebswirtschaft und 
Hausbewirtschaftung, Mitglied in der Bun-

desarbeitsgemeinschaft Immobilienunter-
nehmen der Privatwirtschaft und Delegier-
ter zum GdW-Verbandstag.

Klaus-Peter Hillebrand, Prüfungsdirek-
tor beim Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBU), beging am 
1. April 2017 sein 30. Dienstjubiläum in der 
Wohnungswirtschaft. Er ist Mitglied und 
stellvertretender Vorsitzender der Konferenz 
der Verbände, Mitglied und Vorsitzender der 
Konferenz der Prüfungsdirektoren und Mit-
glied im GdW-Vorstand.

Josef Hartmann, Geschäftsführer der 
Wohnungsbau GmbH für den Landkreis 
Augsburg, feierte am 1. April 2017 sein 30. 
Dienstjubiläum in der Wohnungswirtschaft. 
Er ist Delegierter zum GdW-Verbandstag. 

PERSÖNLICHES

14/2017 5



GdW-NEWS

M
at

-N
r. 

06
50

5-
54

71

Auskunftsanspruch der Presse 

ZAHL DER WOCHE

Prozent der Unternehmen in Deutsch-
land nutzten im Jahr 2016 kosten-
pflichtige IT-Dienste über Cloud 
Computing. Wie das Statistische Bun-
desamt ermittelte, entsprach dies 
einem Anstieg um fünf Prozentpunkte 
im Vergleich zu 2014. Cloud Compu-
ting bedeutet, dass über das Internet 
IT-Dienste wie Software oder Speicher-
platz bereitgestellt werden. Die Nut-
zung von Cloud Computing nahm mit 
der Unternehmensgröße zu. Während 
15 Prozent der kleinen Unternehmen 
mit 10 bis 49 Beschäftigten Cloud 
Computing nutzten, lag der Anteil 
bei den mittelgroßen Unternehmen 
mit 50 bis 249 Beschäftigten bei 21 
Prozent. Bei Großunternehmen mit 
250 und mehr Beschäftigten waren es 
sogar 38 Prozent. Die Unternehmen 
nutzten Cloud Computing am häufigs-
ten für die Speicherung von Daten (63 
Prozent), zum Versenden und Empfan-
gen von E-Mails (49 Prozent) oder zum 
Betrieb von Unternehmensdatenban-
ken (33 Prozent). Zudem wurde Cloud 
Computing auch für Softwareanwen-
dungen im Rechnungswesen (26 Pro-
zent), zur Verwaltung von Kundenda-
ten (19 Prozent) oder zur Anmietung 
von Rechenkapazität zur Ausführung 
unternehmenseigener Software (19 
Prozent) eingesetzt. 

17  

Der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW veranstaltet erstmals 
den Workshop „Digitale Stadt – neue Mobilität – Wohnquartier“, in dem  
die Wirkungen neuester technologischer Entwicklungen – insbesondere 
im Mobilitätsverhalten und -management – auf die Wohnquartiere und 
Nachbarschaften diskutiert werden. 

Die Prozesse der Digitalisierung und Technologisierung entfalten eine 
Dynamik, die das Wohnen und die Stadtentwicklung massiv beeinflus-
sen. Das „Internet of Things“ wirkt in die für die Wohnungswirtschaft 
relevanten Wertschöpfungsketten ebenso hinein wie in die Datenhoheit 
und die städtebaulichen Regelungsinstrumente der Kommunen. Neue 

Recht so

„Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum ist sicherlich als Auf-
gabe im Bereich der Daseinsvorsorge und damit als öffentliche Aufgabe 
zu sehen. Nach den Grundsätzen des BGH müssten gerade kommu-
nale Unternehmen bei entsprechenden Presseauskünften prüfen, ob die 
Hälfte der Geschäftsanteile im Eigentum der öffentlichen Hand steht. 
Die Entscheidung erging auf Grundlage des nordrhein-westfälischen 
Gesetzes. Vergleichbare Regelungen finden sich jedoch auch in den entsprechenden 
Bestimmungen anderer Bundesländer. Zu beachten ist weiter, dass ein entsprechender 
Anspruch nicht besteht, wenn etwa ein überwiegendes öffentliches oder ein schutz-
würdiges privates Interesse mit der Auskunft verletzt werden würde.“  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Mit Urteil vom 16. März 2017 hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden, dass der pres-
serechtliche Auskunftsanspruch auch gegenüber Aktiengesellschaften geltend gemacht 
werden kann, die im Bereich der Daseinsvorsorge tätig sind und deren Anteile sich mehr-
heitlich im Eigentum der öffentlichen Hand befinden. Nach Ansicht des BGH erfüllt der 
presserechtliche Begriff der Behörde auch juristische Personen des Privatrechts, die von der 
öffentlichen Hand beherrscht und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, etwa im Bereich der 
Daseinsvorsorge, eingesetzt werden. Eine Beherrschung in diesem Sinne ist in der Regel 
anzunehmen, wenn mehr als die Hälfte der Anteile der privatrechtlichen juristischen Per-
sonen im Eigentum der öffentlichen Hand stehen. Einschränkend meint das Gericht weiter, 
dass der Auskunftsanspruch allerdings nur den Zeitpunkt erfasse, für den ein berechtigtes 
Informationsinteresse der Presse bestehe (Az.: I ZR 13/16).    

23. Mai 2017, Berlin

Workshop „Digitale Stadt – neue Mobilität – Wohnquartier“  

Mobilitätskonzepte stellen hergebrachte Konzepte der Verkehrs- und Stellplatzorganisa-
tion in Frage. 

Die Wohnungswirtschaft will diese Prozesse aktiv mitgestalten. Eine Stärke der vor Ort 
tätigen Wohnungsunternehmen und Sanierungsträger ist es, neue Entwicklungen vom 
Quartier und seinen Bewohnern her bewerten und gestalten zu können. Ihr Alleinstel-
lungsmerkmal besteht darin, Themen wie „e-mobility“ nicht 
isoliert, sondern in ihrem Zusammenspiel für das Wohnen im 
Quartier zu gestalten. Im Workshop wird ein informellen Aus-
tausch über die Sichtweisen der Wohnungsunternehmen, des 
Bundes, der Kommunen und der Anbieter neuer Mobilitäts-
konzepte angestrebt.  (hun/kön) 

 Zur Anmeldung führt dieser Kurz-Link:  

https://goo.gl/k2JTYW – oder dieser QR-Code:
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